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Donnern bald Kolonnen von Lastzügen durch die Orte im Kreis Calw? 

 

"Da kommt 'was auf Calw zu" 
Verbindung mit Projekt Stuttgart 21 wäre die Lösung – aber nur per Schiene 
 
Calw/Stuttgart. - Ein kurioses Problem beschäftigt die Kommunalpolitik im Kreis 
Calw: Östlich von Calw-Hirsau, in einem idyllischen Seitental, liegt direkt an der 
Bahnstrecke Stuttgart – Calw eine alte Mülldeponie, die saniert werden muss. Dazu 
müsste viel Erdaushub herangeführt werden. Wie das am sinnvollsten klappt, 
darüber gibt es einen heftigen Disput zwischen den Beteiligten. Und letztendlich geht 
es um mehr: Um eine Beteiligung am Bauprojekt Stuttgart 21 der Deutschen Bahn – 
und die Frage, wann die Politik im konkreten Fall, abseits von Wahlkampfreden, der 
Schiene den Vorrang gibt. Somit und wegen der Verbindung zur Region Stuttgart hat 
der Fall landespolitische Dimension.  
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Zusammenfassung 
 
Durch Stuttgart 21 gibt es genügend geeignete Erdmassen, mit denen die alte Deponie 
konzentriert aufgefüllt werden kann.  
 

Diese Erdmassen werden ohnehin auf die Schiene verladen.  
 

Der Bahntransport nach Calw (Bahnlösung) ist ohne weiteres möglich.  
 

Die Bahnlösung erspart sehr erhebliche und langfristige Belastungen für viele 
Anliegerkommunen, Kurorte und ihre öffentlichen Verwaltungen. 
  

Der Lkw-Transport würde den Zielsetzungen der Verkehrs-, Energie-, Klima-, Umwelt-, 
Finanz- und Tourismuspolitik entscheidend widersprechen.  
 

Durch die Bahnlösung wird ein erster Schritt getan zur Wiederbelebung der wichtigen 
Bahnverbindung Calw – Region Stuttgart (Württembergische Schwarzwaldbahn). 
 

Der Lkw-Transport würde ungünstige Abhängigkeiten der Kommunalpolitik schaffen, die 
sich hindernd auf die Reaktivierung der Schwarzwaldbahn (als geplante S-Bahn-Strecke) 
auswirken könnten.  
 

Der reaktivierte Bahnabschnitt lässt sich sehr gut für die Tourismusförderung einsetzen.  
Ein beliebtes Ausflugsziel bleibt erhalten.  
 

Notwendig ist eine einheitliche Haltung der Kommunen und ein Konsens innerhalb 
verschiedener Konzernbereiche der Deutschen Bahn AG.  
 

Der oberste Repräsentant der DB AG ist Bürger des betroffenen Landkreises.  
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1. Um was geht es?  
 
Auf Markung Calw-Hirsau befindet im unteren Tal des Tälesbaches, im sogenannten 
Fuchsloch, die ehemalige Mülldeponie Welzberg der früheren Deutschen Bundesbahn (DB) 
und der Stadt Calw. Sie liegt vier Kilometer vor Calw direkt an der Bahnstrecke Weil der 
Stadt – Calw, die dem Landkreis Calw gehört und Teil der einst durchgehenden 
Schwarzwaldbahn Stuttgart – Calw ist. Etwa von 1944 bis 1973 wurden an dieser Stelle 
Abfälle und Schutt aus dem Bezirk der Bahndirektion Stuttgart abgelagert sowie Abfall aus 
dem Stadtgebiet Calw. Der DB-Müll wurde per Schiene aus Stuttgart gebracht und direkt 
über ein Anschlussgleis in das Tal des Tälesbaches bis an seine Ufer abgekippt.  
 
 

 
 
Die Bahndeponie liegt nördlich des Tälesbaches, der städtische Teil südlich des Baches. 
Etwa seit 1960 planten die DB und die Stadt, den Bach zu verdolen und das Tal vollständig 
aufzufüllen, um wesentlich mehr Material abzulagern. Da man sich über die Kosten nicht 
einigen konnte, passierte nichts. Deshalb musste die Deponie 1973 geschlossen werden. 
Die Oberflächen wurden mit Erde abgedeckt. 
 
Eine geologische Untersuchung erbrachte 2004 die Aussage, dass ein Abrutschen der 
steilen, bis heute nur provisorisch angelegten Böschungen der Deponie befürchtet werden 
müsse, besonders nach langen Regenfällen, weil das Endziel der Auffüllung, eine ebene, 
statisch ausgeglichene durchgehende Fläche, nie erreicht wurde.  
 
Sollte eine Böschung abrutschen, könnten Abfallstoffe ausgeschwemmt werden und in die 
Nagold gelangen. Der Tälesbach könnte sich vor seinem Durchlass unter dem Damm der 



����������		�
�����
������������������������������� ������	��	������ �
� �

Schwarzwaldbahn aufstauen und mit den Abfällen einen "See" bilden, dessen Stau sich nur 
sehr mühsam beseitigen ließe. Es ist zu vermuten, dass dies dann auch die Standfestigkeit 
des über 40 Meter hohen Bahndammes oberhalb von Hirsau bedrohen könnte.  
 
 
2. Wie soll die bauliche Lösung aussehen? 
 
Was vor 40 Jahren versäumt wurde, muss nachgeholt werden: Das Höherlegen des Baches 
und das Auffüllen der Talsohle soweit, bis die Böschungen dadurch niedriger, flacher und 
somit standsicher werden. Das Auffüllen muss mit unbelastetem Aushub oder Erdreich 
erfolgen, das keine gleitenden Schichten bildet.  
 
 

 
Lageplan der alten Deponie. Gelb = geplante zusätzliche Auffüllung zu der historischen 
Ablagerung nördlich und südlich davon. Der berührende Bogen ist die Schwarzwaldbahn. Links 
geht es nach Calw, rechts folgt der Tunnel Richtung Weil der Stadt. Grafik: Arcadis 
Sanierungsplanung, Karlsruhe.  
 
Diese zusätzliche Menge an Ablagerung ist statisch unbedenklich, auch für den talseitigen 
Bahndamm, da er nicht direkt berührt wird, denn der Bachdurchlass unter dem Bahndamm 
wird nicht verändert. Der in der alten Deponie abgelagerte Müll verursacht keine Probleme, 
sofern er unverändert an Ort und Stelle bleibt.  
 
Das Bachbett kann bedenkenlos höhergelegt und aufgefüllt werden, weil es sich dort seit 
dem Bahnbau 1870 um ein betoniertes künstliches Bachbett handelt, das biologisch tot ist. 
Die Betonkaskaden ober- und unterhalb davon und die hohe Fließgeschwindigkeit dulden 
heute keine Lebewesen.  
 
Mit der Deponiesanierung soll das Bachbett von oben her, vom natürlichen Abschnitt 
ausgehend, soweit mit flachen, für Lebewesen gangbaren Stufen ausgestaltet werden, dass 
der Bach bis vor den Bahndurchlass wieder ohne Unterbrechung zum Lebensraum wird. 
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3. Wie soll die Sanierung technisch geschehen?  
 
Zunächst genügen ca. 300 000 Kubikmeter Aushub, um die Böschung statisch zu 
stabilisieren. Mehr bräuchte es eigentlich nicht. Um die Kosten für die Baumaßnahmen zu 
decken, kann aber weiteres Erdreich eingebaut werden bis zu einer Menge von ca. 1,2 bis 
1,5 Mio. Kubikmeter. Außerdem wird die erwünschte Renaturierung des Baches erleichtert, 
wenn die Talsohle höhergelegt wird. Insgesamt wird die Auffüllung realistischerweise etwa 
zehn bis zwölf Jahre dauern.  
 
Zunächst würde der Bach in ein provisorisches Bett am Rande der Deponie – entlang des 
Welzbergweges – verlegt, das allerdings das Dutzend Jahre halten muss bis zum 
endgültigen Abschluss der Auffüllung. Dann wird das alte Bachtal aufgeschüttet. Zum 
Schluss erhält der Bach an seiner jetzigen Stelle wieder ein neues, künstliches, aber 
naturgemäß angelegtes Bett.  
 
Per Bahn kann das Erdreich direkt bis neben die Einbaustelle herangeführt werden, ohne 
Berühren von Straßen. Ein ebenes Entladegleis und eine Entladefläche sind nötig. Radlader 
verteilen dann das Material auf der Deponie.  
 
Auf dem Straßenweg müsste zunächst die Waldstraße auch im vorhandenen Bestand für 
eine höhere Belastung ausgebaut werden und an vielen Stellen für zwei Spuren oder 
längere Ausweichspuren. Weil die Straße nirgends direkt an die Deponie grenzt, müsste 
eine neue Abzweigung die Bahnstrecke kreuzen. Ein neuer höhengleicher Überweg über 
Bahnstrecken ist aber gesetzlich nicht zulässig. Zwar könnte eine Baustraße inoffiziell das 
Gleis queren, aber nur, bis der Landkreis die Möglichkeit erhält, in den Bahnausbau für die 
S-Bahn einzusteigen, und das will er ja bald.  
 
Für den Straßenweg muss also auch ein Brückenbau über die Bahnstrecke oder eine 
Unterführung eingeplant werden. Für den S-Bahn-Verkehr muss die Strecke in diesem 
Bereich wieder zweigleisig ausgebaut und elektrifiziert werden. Es ist also eine etwa neun 
Meter breite und fünf Meter hohe Brücke nötig oder eine Kfz-Unterführung. Eine 
Unterführung würde allerdings in die Ablagerungsflächen der Mülldeponie eingreifen, was 
man bisher ja vermeiden will. Außerdem fehlt zwischen Felswand, Straße und Bahngleis 
der Platz für Böschungsrampen.    
 
 
4. Wer sind die Beteiligten?  
 
Die Deponie gehört nördlich des Tälesbaches – also der Teil entlang der Bahnlinie und der 
Waldstraße – der Deutschen Bahn (DB) AG als Rechtsnachfolgerin der Bundesbahn. 
Zuständig ist das DB-Sanierungsmanagement (DB-San) in Karlsruhe. Der südliche Teil 
links des Baches, entlang dem Welzbergweg, ist Eigentum der Stadt Calw. Beide sind je zu 
50 % Eigentümer und zu gleichen Teilen sanierungspflichtig.  
 
Der Landkreis Calw ist Aufsichtsbehörde, außerdem berührt ihn der Vorgang als Besitzer 
der Schwarzwaldbahn. Die Stadt Calw hat außerdem als Eigentümer der unteren 
Zufahrtsstraße mitzureden, die Gemeinde Althengstett tut dies als Eigentümer der Zufahrt 
von Althengstett her.  
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5. Wie ist bisher die verkehrliche Erschließung?  
 
Verkehrstechnisch wird die Deponie berührt: von der Schwarzwaldbahn (ehemaliger 
Abzweig des Anschlussgleises Welzberg in Bahnkilometer 44,9), die seit 1988 vorläufig 
nicht mehr in Betrieb ist, aber für welche der Landkreis Calw die Bahnkonzession hält und 
die er als S-Bahn wieder in Betrieb nehmen möchte.  
 
Dann führt die sogenannte Waldstraße vorbei, eine Gemeindeverbindungsstraße zwischen 
Hirsau und Althengstett, die etwa zur Hälfte, von Hirsau entlang der Deponie bis zur 
Markungsgrenze, der Stadt Calw gehört und östlich davon der Gemeinde Althengstett.  
 
Die öffentliche gewidmete Waldstraße ist – außer 
für gelegentliche Holzabfuhren – bis 2,8 t Tonnen 
zugelassen und einspurig mit Ausweichstellen. Sie 
ist zum Teil äußerst unübersichtlich, ihr erlaubtes 
Befahren ist bei Begegnungsverkehr an einigen 
Stellen (Kuppen) sehr kritisch. Die Waldstraße ist 
auch Zufahrtsstraße zum Waldrestaurant 
Fuchsklinge, etwa 400 Meter oberhalb der Deponie.  
 
Den städtischen Teil der Deponie berührt der 
Welzbergweg, ein zum Teil asphaltierter, zum Teil 
geschotterter Waldweg der Stadt Calw. 
 
 
 
II. Z IELSETZUNGEN  
 
 
6. Wie sind die Positionen der Beteiligten? 
 
DB AG und Stadt Calw müssen die Sanierung bezahlen. Natürlich wollen beide die 
finanziell günstigste Möglichkeit nutzen. Die Stadt Calw wäre an einem Ausbau der 
Waldstraße nicht uninteressiert. Im Widerspruch dazu neigt die Gemeinde Althengstett im 
Zweifel einer völligen Schließung ihres Teils der Waldstraße zu, da die Verbindung von der 
Gäuhöhe ins Nagoldtal durch die Kreisstraße Hirsau – Ottenbronn in einwandfreier Form 
vorhanden ist.  
 
Die Gemeinde Althengstett möchte aus grundsätzlichen Gründen die Schiene stärken und 
Verkehr auf die Schwarzwaldbahn bringen. Innerhalb des Landratsamtes ist die Haltung 
unterschiedlich.  
 
 
7. Wie könnte die verkehrliche Bedienung aussehen? 
 
Der Bahntransport von Erdaushub kann über die Knotenpunkte Pforzheim oder 
Herrenberg/Horb/Eutingen die Nagoldbahn der DB AG erreichen und somit nach Calw 
gelangen. Es ist also vorab nicht nötig, die gesamte Strecke der Schwarzwaldbahn von Weil 
der Stadt bis Calw schon dafür zu sanieren, sondern es würde lediglich der 4 km lange 
Abschnitt von Calw Süd bis Hirsau Fuchsklinge benutzt.  

 

Bisher ist die 
Waldstraße 
regulär nicht 
durch Lkw 
belastbar, außer 
für den 
Forstbetrieb.  
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Zwar ist werktags etwa von 6 bis 23 Uhr die Nagoldtalstrecke durch den Taktfahrplan mit 
Personenzügen gut belegt. Vor und nach dieser Zeit kann jedoch Calw mit Güterzügen 
erreicht werden. Die eigentliche Anfuhr von Calw zur Fuchsklinge/Welzberg kann tagsüber 
erfolgen, da die Güterzüge in Calw Süd zum Entladen sowieso geteilt und rangiert werden 
müssen.  
 
Da die Schiene für den regelmäßigen Transport großer Massen prädestiniert ist, bereitet die 
Anfuhr keine Probleme. Weil die Schwarzwaldbahn als Hauptstrecke für schweren Verkehr 
erbaut wurde, ist sie (ebenso wie die Nagoldbahn) technisch für solche Verkehre ausgelegt, 
ein großer Vorzug gegenüber den vielen anderen regionalen Bahnen, die nur als 
Nebenstrecken angelegt worden sind. Geeignete Massenschüttgutwagen speziell für 
Aushub stehen bei privaten Bahnunternehmen zur Verfügung (Bauart Fas 126 u.ä.). Ein 
Entladebunker ist dafür nicht nötig.  
 

 

Auf der Schiene rollen Massengüter 
wirtschaftlich und klimaschonend. 
Moderne Schienenfahrzeuge besitzen 
geräusch-optimierte Motoren und 
"Flüsterbremsen". Das gilt heute auch für 
professionell modernisierte  
Gebrauchtfahrzeuge, wie hier im Bild in 
Calw. Güterzüge im Nagoldtal würden  
die wirtschaftliche Existenz dieser Strecke 
sichern helfen, für die sich Kreis und 
Gemeinden ohnehin engagieren.  
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8. Wie lange dauern die Transporte?  
 
Um die statische Sicherung rasch vorzunehmen und in der Folge weiteres Material 
einzubringen, muss viel Aushub in relativ kurzer Zeit herangebracht werden. Die 
angesetzten ca. 1,2 Mio. cbm Aushub entsprechen etwa 2 Mio. Tonnen. Ein Güterzug (50 t 
pro Wagen, ca. 40 Wagen) kann auf einer Strecke wie der Nagold- und Schwarzwaldbahn 
ca. 2000 t fassen.  
 
Bei Bedarf kann gleichzeitig ein zweiter Güterzug fahren, während der erste auf dem 
Rückweg ist, so dass morgens etwa im Abstand zweier Stunden nacheinander zwei Züge 
eintreffen würden. Stauraum dafür ist auf den weitläufigen Gleisanlagen von Calw Süd 
vorhanden, ein großer Vorteil dieses Bahnhofs. Bei 2000 t täglich würde der Verkehr etwa 
fünf Jahre dauern, bei Zwei-Zug-Betrieb etwa zweieinhalb Jahre.   
 
Beim Transport mit Lastwagen darf ein Hängerzug 25 t laden. Um 2000 t Kapazität pro 
Tag zu erreichen und damit zur Bahn konkurrenzfähig zu sein, müssten also etwa 80 
Lastzüge täglich fahren. Mitsamt leerer Rückfahrt ergibt das etwa 160 Lkw-Fahrten im 
Einzugsbereich von Hirsau und Althengstett.  
 
Da ein stetiger Zufluss von Material nicht zugesagt werden kann, da es erst irgendwo 
anfallen muss, ist es wahrscheinlicher, dass sich der Zeitraum der Transporte auf rund zehn 
Jahre oder länger ausdehnt. Je nach Aushubanfall auf Baustellen, dessen Abfuhr sofort 
erfolgen muss, kann die Verkehrsbelastung an Spitzentagen auch höher sein als 100 oder 
160 Lkw, an anderen Tagen niedriger.  
 
 
9. Wie ist der Zustand der Verkehrswege?  
 
Derzeit ist der Gleiszustand der Schwarzwaldbahn ausgerechnet auf dem betreffenden 
Abschnitt Calw Süd bis Hirsau Fuchsklinge (Anschluss Deponie Welzberg) schlecht. 
Durch  vorläufiges Herrichten des vorhandenen Gleises mit gebrauchtem Material kann es 
kostengünstig befahrbar gemacht werden, weil die technischen Ansprüche für 
Güterzugbedienung mit niedriger Geschwindigkeit viel geringer sind als für ÖPNV auf der 
Schiene. Die Gleisanlagen in Calw Süd selbst sind grds. in brauchbarem Zustand. Die 
Anschlussweiche der DB AG zur Nagoldbahn muss wieder aktiviert werden.  
 

 

 

Nach einem Austausch der 
Schwellen – durch Zweiwegbagger 
mit Spezialgerät rasch und 
wirtschaftlich auszuführen – ist das 
Gleis der Schwarzwaldbahn 
substanziell wieder und nochmals für 
viele Jahre für Güterzüge befahrbar.  
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Auf der Straße gibt es grundsätzlich keine geeignete Zufahrt. Die Waldstraße besitzt nur 
eine Fahrbahnbreite für ein Kfz und ist für Lkw im öffentlichen Verkehr bisher nicht 
zugelassen und technisch nicht dafür ausgelegt.  
 
Sollte sie weiterhin für den öffentlichen Verkehr gewidmet bleiben, müsste der Untergrund 
verstärkt und die Straße überwiegend für 1 Fahrspur je Richtung ausgebaut, also 
mindestens auf doppelte Breite gebracht werden. Zahlreiche sehr unübersichtliche Kuppen 
müssten abgeflacht werden. De facto wäre ein Neubau nötig. Nach dem Ende der 
Transporte nach ca. 10 Jahren dürfte – wegen der massiven Lkw-Belastung – dann wieder 
eine Sanierung nötig sein.  
 
 

 
 
10. Wie ist die rechtliche und praktische Regelung vorgesehen? 
 
Zunächst muss der Kreis Calw die alte Deponie wieder als aktuelle Deponiefläche widmen, 
Art und Umfang der Auffüllung und des einzubauenden Materials und die spätere 
Wiederherstellung der Oberfläche rechtliche verbindlich machen.  
 
Die Eigentümer der Deponie schreiben die Sanierungsleistung aus. Der Auftragnehmer soll 
die gesamten Arbeiten möglichst komplett oder in Arbeitsgemeinschaft übernehmen: 
Verlegen des Baches, Vorbereiten der Deponie zur weiteren Befüllung (Abholzen der 
Deponieböschungen), Organisieren des Aushubs, Heranführen, Einbau auf der Deponie 
(Verdichtung), nach Abschluss des Auffüllens Rekultivierung, Rückverlegung des Baches, 
naturnahe Anlage. Etwaige Arbeiten an der Verkehrsinfra sind ebenfalls Sache des 
Auftragnehmers.  

 

Die geräumigen Gleisanlagen in 
Calw Süd sind zur Aufnahme der 
Deponiezüge sehr gut geeignet. 
Betrieblich und verkehrlich ist es 
unabhängig davon sinnvoll, die 
geplante S-Bahn bis hier 
durchzuführen. Hier ist auch (der 
einzige) ausreichende Platz als 
Logistikfläche für die 
Sanierungsarbeiten für die S-
Bahn. 

 

Für Schüttgut-Lkw ist die schmale enge 
Waldstraße kein Problem, auch wenn der 
Untergrund zuschanden geht. Für den 
"normalen" Verkehr wird es schwierig.  
 
Für eine spätere abschließende Sanierung 
wären sehr genaue Verträge nötig, damit 
diese nicht ausschließlich den Kommunen 
zur Last fällt.  
 
Ein Ausbau jeglicher Art wäre ein Eingriff 
in den Naturraum.  
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Bei der Bahnlösung müsste der Auftragnehmer den betreffenden Abschnitt der 
Schwarzwaldbahn vom Kreis Calw pachten, instandsetzen und als Eisenbahninfra-
unternehmen betreiben sowie als Eisenbahnverkehrsunternehmen geeignete Züge einsetzen. 
Entsprechende Tiefbau- und Bahnlogistikfirmen, die dies alles können, gibt es.  
 
Bei der Straße denken sich die Beteiligten dies bisher so: Um die Kosten für den 
Straßenausbau gering zu halten, soll die Waldstraße von Althengstett her als Einbahnstraße 
betrieben werden, so dass die beladenen Lkw nur bergab bis zur Fuchsklinge fahren. Von 
dort fahren sie leer durch Hirsau und schwenken wieder auf die Kreisstraße Richtung 
Neuhengstett.  
 
Tagsüber könnte die Waldstraße für den öffentlichen Verkehr gesperrt werden oder auch 
völlig. Die Verkehrssicherung läge für die Betriebszeit der Deponie vertraglich beim 
Auftragnehmer der Deponiesanierung, nicht mehr bei der Kommune.  
 
Eine Zufahrt der Lkw vorbei über den Parkplatz des Waldrestaurants Fuchsklinge und den 
Welzberg-Waldweg sowie die schmale Bahnunterführung 2031 am Tälesbach dürfte 
ausscheiden, zumal dadurch ein Umweg mit unnötigen Kilometerkosten anfiele. Vorläufig 
könnten die Lkw deshalb das Bahngleis an der Waldstraße direkt überqueren.  
 
Neue höhengleiche Kreuzungen von Bahnstrecken sind jedoch nach dem 
Eisenbahnkreuzungsgesetz nicht zulässig. Sobald der Kreis Calw anstreben würde, auf der 
Schwarzwaldbahn wieder den öffentlichen Zugverkehr (ÖPNV/SPNV) aufzunehmen, was 
er ja konkret sehr bald vorhat, müsste der Deponiesanierer ein Kreuzungsbauwerk über die 
Bahnstrecke errichten (Brücke oder Unterführung).  
 

 
 
Beides ist wegen dem knappen Platz zwischen Bahngleis und Felswand problematisch, weil 
Zufahrtsrampen dort keinen Platz finden, bzw. wegen Eingriff in die Müllschichten der 
Deponie (die man ja eben tunlichst in Ruhe lassen will), und wegen der Kosten. Die 
Bahnstrecke ist zur Elektrifizierung und hier wieder zum zweigleisigen Ausbau 
vorgesehen. Eine ca. 9 m breite, 5 m hohe Bahnbrücke wäre nötig.  
 
Weil dieses Querungsbauwerk nur für den Deponiebetreiber nötig wäre, würden sich die 
Kosten für die Deponiesanierung um die für die Brücke erhöhen, obwohl diese später nach 
abgeschlossener Rekultivierung wieder überflüssig wäre. Denn die Deponiefläche kann 

 
 

Zweigleisig und für elektrischen 
Betrieb: die künftige Gestalt der 
Schwarzwaldbahn zwischen 
Calw, Fuchsklinge und Forst-
tunnel, laut Landkreisplanung. 
Eine Brücke übers Gleis für die 
Lkw-Fahrten ist technisch kein 
Problem, provisorisch oder 
ständig. Aber wer bezahlt sie?  
Allein eine solche Brücke käme 
bereits teurer als das Herrichten 
des Bahngleises von Calw bis 
zur Fuchsklinge. (Foto bei 
Rutesheim, Linie S 6) 
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dann zum Unterhalt des künstlichen Baches und zur Landschaftspflege durchgehend über 
den Welzbergweg angefahren werden, wenn eine kleine Bachbrücke gebaut wird, die ja 
wesentlich billiger wird als eine Bahnbrücke und keine Zufahrtsrampen benötigt.  
 
Von Hirsau bis zum Waldrestaurant Fuchsklinge kann die öffentliche Widmung der Straße 
nicht entzogen werden, weil das Restaurant Recht auf Zuwegung hat. Hier muss der 
Deponiesanierer die Straße auf jeden Fall so ausbauen, dass sie der Belastung durch Lkw 
stand hält und weiterhin problemlos durch den übrigen Kfz-Verkehr befahren werden kann. 
Hier kommt es auf jeden Fall zu Begegnungsverkehr zwischen Lkw und Pkw, auch an der 
unübersichtlichen Kuppe und an der Engstelle Bahnunterführung Nagoldbahn Hirsau.  
 
Beim Landkreis ist man der Meinung, man könne mit dem Deponiesanierer 
privatvertraglich regeln, welche Straßen seine Lkw benutzen dürfen und wann.  
 
 
11. Wo soll das Erdreich herkommen?  
 
Bei der Bahnlösung ist man auf Großbaustellen angewiesen, bei denen Erdreich und 
Aushub sowieso ab Baustelle auf die Schiene verladen werden. Dafür kommt vor allem das 
Vorhaben Stuttgart 21 in Frage. Es gibt noch andere Großbaustellen der DB AG.  
 
Der Aushub der Tunnelbaustellen aus dem Stuttgarter Talkessel muss laut Planfeststellung 
an zwei Verladestellen in Stg Nord und S-Hafen auf Bahnwagen umgeladen werden und 
darf nicht per Lkw die Straßen der Landeshauptstadt belasten. Am anderen Tunnelende auf 
den Fildern geht Aushub per Lkw auf die Autobahn.  
 
Bei der Lkw-Variante hat der Unternehmer beliebige Möglichkeiten. Hier kann der Aushub 
auch aus der Umgebung kommen. Durch Stuttgart und Leonberg kann er nicht gefahren 
werden, da dort Feinstaub(fahr)verbote für durchfahrende Lkw bestehen. Um die für die 
erste dringliche Auffüllung nötige Erdmenge in kurzer Zeit herbeizuschaffen, muss also 
von verschiedensten Baustellen aus angefahren werden.  
 
Da jeder Umweg Zeit und Geld kostet, was sich insbesondere bei den hier vorgesehenen 
Mengen zu großen Kostenunterschieden addiert, werden die Lkw dann zwangsläufig 
jeweils den kürzesten Weg zur Fuchsklinge nehmen. Das gilt allerdings genauso für den 
etwas späteren Zeitraum, wenn die statische Auffüllung erledigt ist und der Unternehmer 
weiterhin Auffüllungen vornimmt.  
 
 
... 
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III. S ACHZWÄNGE  
 
 
12. Was soll die Maßnahme kosten? 
 
Fixkosten fallen an für Baustelleneinrichtung, Bachverlegung, Betrieb der Deponie und 
Abschlussarbeiten. Arbeiten am Bahngleis oder an der Waldstraße müsste der Unternehmer 
ebenfalls bezahlen.  
 
a) Bahnlösung    ca. 1 Mio. € Herrichtung incl. Gleisverbindung zur DB 
     (Angabe: Ing.büro Thomas Heim) 
     Jahresunterhalt: ca. 10 T€ 
      
b) Lkw-Variante   nach Angaben DB AG: ca. 0,7 Mio. € 
     Jahresunterhalt: keine Angabe 
 
Rechnung des Vereins WSB e.V. zur Lkw-Variante: 
 
Ausbaukosten Waldstraße durchgehend für Hin- und Rück-Verkehr, um Belastung von 
Hirsau zu vermeiden:   ca. 3 Mio. € 
Bau der Bahnbrücke   ca. 2,5 Mio. € 
Abschließende Sanierung der verbleibenden Fahrbahn nach Abschluss Deponieauffüllung: 
     ca. 1 Mio. € 
Rückbau der nicht mehr benötigten 2. Fahrbahn, Rekultivierung:  
     ca. 1 Mio. € 
Entstehende Schäden durch zusätzliche Belastung der bestehenden Bundes-, Landes-, 
Kreis- und Gemeindestraßen/Ortsdurchfahrten: ..... Mio. € 
 
Für die Bahnlösung könnte der Betreiber vom Eisenbahnbundesamt 50 % Zuschuss 
erhalten (Programm Industriegleisförderung – diesen Status erfüllt die Schwarzwaldbahn).  
 
Für Arbeiten an der Waldstraße und das spätere Beseitigen von Schäden an den anderen 
Straßen durch die Baulastträger gibt es keine Sondermittel.  
 
 
13.  Was ist mit den Transportkosten? 
 
Laut DB AG betragen die Fuhrkosten für 1 t Aushub per Lkw angeblich 8,- €/Tonne. Bei 
der Bahnlösung betragen sie laut DB AG angeblich 20,-  €/Tonne.  
 
Lt. Branchenangaben ist der Lkw-Preis von ca. 8 € für eine Entfernung von 30 – 60 km 
realistisch. Welche Entfernung und Kalkulation (benutzte Strecken, Verkehrszeit- und –
richtung und andere für die Kalkulation wichtige Angaben) die DB AG der Angabe für den 
Bahntransport zugrunde legt, weiß man nicht. Somit ist eine Beurteilung der Preisangaben 
nicht möglich.  
 
Preisangaben anderer Anbieter, die jeder gute Kaufmann vor einer weiteren Einschätzung 
der Lage einholen würde, liegen nicht vor. Es ist in der Branche bekannt, dass private 
Bahnunternehmen wesentlich günstiger anbieten wie die DB AG selbst. Dem Vernehmen 
nach liegt der Angabe der DB AG keine konkrete Kalkulation zugrunde, sondern ein 
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Faustregelwert "Bahn ist etwa 2,5 mal teurer als Straße". Im vorliegenden Fall sind die 
Angaben somit aussagelos und wären erst einmal konkret zu ermitteln. Es ist klar, dass 
auch nur bei 1 € Unterschied mehr oder weniger die Auswirkung auf die Kosten eines solch 
großen Transportvolumens beachtlich wäre. Daher darf nicht von kleinen Pi-mal-Daumen-
Werten auf die Gesamtkosten hochgerechnet werden, sondern umgekehrt müsste von 
konkreten Angeboten, die bei dieser Transportmenge und –zeitraum auch interessante 
Rabatte ergeben würden, ein Vergleichswert ermittelt werden, der auch alle Kosten für die 
Verkehrsinfra realistisch berücksichtigt.  
 
 
14. Wer zahlt? Wer gewinnt daran? 
 
Grundsätzlich geht die Deponiesanierung auf Kosten der gemeinschaftlichen Eigentümer 
DB AG und Stadt Calw. Theoretisch könnten diese die benötigte Infra herstellen bzw. 
ausbauen und vom Auffüller des neuen Aushubs Deponieentgelte verlangen. Im Gegenzug 
müssten sie ihm eine hohe Summe für die Sanierung zahlen.  
 
In der Praxis wird das Gesamtvorhaben en bloc gegen eine Festsumme an einen 
Auftragnehmer vergeben, der alle Kosten trägt und sehen muss, dass er seine diese deckt 
und nach Möglichkeit Gewinn macht. Deshalb wird ganz wesentlich mehr Aushub 
aufgefüllt, als statisch nötig wäre. Der Auftragnehmer betreibt also nicht nur eine 
Deponiesanierung, sondern anschließend eine nichtöffentliche Aushubdeponie. Ab 
welchem Aushubvolumen der Unternehmer Gewinn macht, erfährt man nicht.  
 
Finanziell interessant ist der Betrieb für den Unternehmer dadurch, dass er Deponieentgelte 
einnimmt. Denn für den Aushub, der nach Hirsau kommt, müssen die Bauherren, auf deren 
Baustellen irgendwo Aushub anfällt, dann eben an den Unternehmer in Hirsau Entgelte 
zahlen statt für eine Deponierung anderswo. Die üblichen Entgelte liegen ca. zwischen 8 – 
15,- €/Tonne bei unbelastetem Aushub, so dass der Unternehmer, der den Fall Hirsau 
betreibt, eine Roheinnahme von ca. 20 Mio. € erzielt.  
 
Selbstverständlich wird der Unternehmer kein Interesse daran zeigen, seine Kosten durch 
aufwändige Vor- oder Nacharbeiten oder laufende Ausbesserungen an der Straßeninfra 
oder den nachträglichen Bau einer Bahnbrücke zu erhöhen. Für die Eigentümer DB AG und 
Stadt Calw spielt dies von den Kosten her keine Rolle mehr, da sie ja die Sanierung per 
Festpreis dem Unternehmer übergeben haben.  
 
Allerdings muss die Stadt Calw Wert darauf legen, dass ihr Teil der Waldstraße auch für 
den übrigen Verkehr befahrbar bleibt und dass zusätzliche Schäden an den umgebenden 
Straßen vermieden werden.  
 
Der Kreis Calw müsste Wert darauf legen, dass seine Verkehrsinfrastruktur 
Schwarzwaldbahn nicht weiter ins Hintertreffen kommt, dass der Deponieverkehr dem 
Projekt der Reaktivierung der Schwarzwaldbahn keine Steine in den Weg legt und dass 
auch der in diesem Fall nötige Bau einer Bahnbrücke nicht verzögert wird.  
 
 
15. Welche Infra lässt sich rascher nutzen?  
 
Bei der Bahnlösung könnte mit dem Herrichten des Bahngleises sofort begonnen werden, 
da die Bahnstrecke rechtlich in Betrieb steht und das Herrichten und auch der Betrieb mit 
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Güterzügen keine Änderung des Rechtszustandes oder der vormaligen Nutzung darstellt, 
für welche die Bahnstrecke gewidmet ist. Das Verlegen eines Entladegleises auf der 
Deponie fände auf nichtöffentlichem Grund als vorübergehende Baustelleneinrichtung statt, 
wäre also nicht genehmigungspflichtig. Das Gleis könnte, sobald die Leistungen bestellt 
sind, etwa innerhalb eines Vierteljahres befahrbar gemacht werden. Die reine Gleisarbeit 
geht wesentlich schneller, aber die Themen Weicheneinbau Calw Süd, Brückenprüfung, 
behördliche Abnahme etc. müssen abgearbeitet werden.  
 

 
Bei einem wie auch immer für nötig erachteten Straßenausbau ist eine Planfeststellung 
abzuwarten. Der Straßenausbau stellt einen Eingriff in die Naturlandschaft dar und würde 
z.T. erhebliche Erdbewegungen erfordern. Da der Ausbau durch das stark zu erhöhende 
zweckspezifische Verkehrsaufkommen begründet werden müsste, hätten die Anwohner 
Gelegenheit zur Stellungnahme und zu Einsprüchen.  
 
Weil ein höhengleiches Queren der Bahnstrecke rechtlich nicht zulässig ist und allenfalls 
für eine Anfangszeit behördlich unregistriert vorübergehend hingenommen werden könnte, 
müsste anlässlich der Planfeststellung für die Deponie gemeinsam damit auch der Bau des 
Querungsbauwerkes zunächst planfestgestellt werden, da ein solches Bauwerk die 
Deponiefläche berühren und direkt daran angrenzen würde.  
 
Wird dies nicht getan, wird es später schwierig, den Deponiebetreiber dazu zu verpflichten, 
denn er könnte dann versuchen, auf die bis dahin gehandhabte, bei der Planfeststellung 
nicht beanstandete Praxis zu pochen, das Bahngleis direkt ohne Bauwerk zu überqueren. 
Die regelmäßige Vorab-Benutzung der nur für 2,8 t zugelassenen Straße wäre rechtlich 
nicht zulässig und könnte ebenfalls zu Einsprüchen der Anwohner führen.  
 

 
 

 

Tälesbachtal und Fuchsklinge bilden 
auch wertvolle Naturräume und sind 
beliebte Naherholungsgebiete. 
Sollten hier regelmäßig Lkw 
durchkommen, dürfte sich die 
Belastung durch Erholungssuchende 
verringern.  
 
 
 
 
 
 
Sicherlich werden Lkw-Fahrer stark 
bemüht sein, den wandernden 
Amphibien auszuweichen und mit 
angepasstem Tempo zu fahren, da 
dies in der Kalkulation der 
Transporte bekanntlich vorbehaltlos 
vorgesehen ist. Am Samstag (der 
regulärer Werktag ist und somit 
Baustellenbetrieb erlaubt, bei dem 
Aushub anfällt und nach Hirsau 
muss) wird das auch im Hinblick auf 
Wanderer interessant.  



����������		�
�����
������������������������������� ������	��	������ �
�� �

 
Durch den Bahnverkehr würde eine ganz unabhängig vom Deponieverkehr etwa anlaufende 
Planfestellung für den künftigen Ausbau der Schwarzwaldbahn als moderne 
Regionalverkehrsstrecke nicht behindert, weil eben der Güterzugbetrieb und die damit 
zusammenhängenden Maßnahmen eine nach dem allg. Eisenbahnrecht übliche Nutzung 
darstellen.  
 
Da die Strecke für den Nahverkehr zwischen Calw und der Fuchsklinge sowieso 
zweigleisig ausgebaut werden soll, könnte der Deponieverkehr ab Calw auch künftig 
laufen, wenn der moderne Personenzugverkehr aufgenommen würde. Jeweils direkt 
nachdem ein Personenzug Calw erreicht hat, könnte der Deponiezug auf die Strecke. Es 
muss dann eine Abzweigweiche vom ständigen Streckengleis in die Planfeststellung 
aufgenommen werden, das hat aber jetzt mit dem Deponieverkehr nichts zu tun.  
 
Auch die Bahnbrücke für eine Lkw-Zufahrt und die beim vorliegenden Platzmangel 
problematische Zuführungsrampe müsste bei der Planfeststellung für den Nahverkehr der 
Bahn berücksichtigt werden. Es würde schwierig werden, ihren Bau für einen absehbar nur 
vorübergehenden Zeitraum zu begründen, weil die direkte Anfuhrmöglichkeit auf der 
Schiene offensichtlich gegeben ist. Auch eine für schwere Lastzüge befahrbare 
provisorische Brücke würde teuer und müsste viele Jahre halten.  
 
 

 
 

 
 

Die untere Waldstraße in Hirsau mit 
ihrem starken Gefälle würde die 
Durchfahrt für die talfahrenden Lkw 
bilden. Bei Anfall von Aushub im 
Nagoldtal wäre sie allerdings auch die 
wirtschaftlichste Zufahrt für beladene 
Fahrten bergauf.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bahnunterführung der Nagoldbahn 
in Hirsau. Regelmäßiger starker Lkw-
Verkehr würde hier für interessante 
Verkehrssituationen sorgen.  
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16. Würde der Deponieverkehr auf der Schiene dem Projekt des Landkreises 
"Schwarzwaldbahn nach Stuttgart" nützen?  
 
Für den modernen, schnellen Nahverkehr sollte die ganze Strecke grundlegend 
durchgearbeitet und mit neuem Gleismaterial versehen werden. Zum Glück ist das für den 
Deponieverkehr nicht nötig, hier genügt vorhandene Substanz und im wesentlichen neue 
Schwellen. Direkt spart das Herrichten für den Deponieverkehr also keine großen Kosten 
für den geplanten späteren S-Bahn-Ausbau. Symbolisch wäre es aber ein enormer Schritt.  
 

 
 
17. Wo liegt das grundsätzliche Problem? 
 
Der Lkw-Verkehr ist wesentlich aufwändiger als der Bahntransport. Für 1 
Transportvorgang auf der Schiene sind hier etwa 80 Lkw-Fahrten nötig. Rechnet man den 
Aufwand für 1 Rangierlok auf der Deponie mit ein, braucht die Bahnlösung 2 Mann 
Personal, der Lkw-Transport je nach Entfernung 40 – 60 Mann. Kein wirtschaftlich 
rechnender Unternehmer würde 40 Mitarbeiter und Transportgefäße einzeln mit der selben 
Ware zum selben Bestimmungsort losschicken, wenn er dies auch mit einem Zehntel oder 
Zwanzigstel des Aufwandes erreichen kann.  
 
Der Eisenbahnzug braucht 1 Antriebseinheit mit Motor, der Lkw-Verkehr muss 80 mal so 
viel Totlast bewegen. Der Rollwiderstand für das Bewegen der Last liegt auf der Straße ca. 
8 – 10 mal höher als auf der Schiene. Der Energieumsatz und damit auch der Ausstoß an 
Emissionen und klimaschädigenden Stoffen liegt beim Lkw entsprechend massiv höher. 
 
Die Schiene ist zur Aufnahme hoher Flächen- und Punktbelastungen konstruiert. Die 
Straßen halten solchen Belastungen nicht lange stand. Die Bundesstraße 295 zwischen Weil 
der Stadt und Simmozheim wurde – im Simmozheimer Abschnitt keine 15 Jahre alt - eben 
erst vollsaniert, nachdem sie durch zu schwere und zu viele Fahrzeuge bereits starke 
Spurrillen und Fahrbahnaufbrüche gezeigt hatte. Die gleiche Belastung würde diese Straße 
aufs neue erfahren, ebenso die umliegenden Landes- und Kommunalstraßen. Die Kosten 
dafür trägt nicht der Lkw-Betreiber, dafür sind Steuer und Maut zu niedrig, sondern der 
Steuerzahler. Die Schiene betreibt hingegen zwangsläufig eine Vollkostenrechnung.  
 
Es liegt auf der Hand, dass die realen Kosten für den Lkw-Transport wesentlich höher sein 
müssten und somit die Preisangaben der DB AG für beide Transportarten wenig 
Aussagewert haben. Doch kassenmäßig bezahlt werden müssen heute die unreal niedrigen 
Lkw- und die relativ höheren Bahnpreise. Das wird auch von der DB AG nicht bestritten.  

 

Auf irgendeine Art der Belebung 
der Schwarzwaldbahn und den 
Beginn von Reparaturarbeiten – 
wie hier 2002 durch den Verein 
WSB in Althengstett – als mehr als 
nur symbolisches Signal wartet die 
Öffentlichkeit im Nordschwarz-
wald seit langem.  
Das ist auch eine Angelegenheit im 
Interesse des Landes. Jede 
unmittelbare neue 
Nahverkehrsachse stärkt auch die 
Region Stuttgart.  



����������		�
�����
������������������������������� ������	��	������ �
�� �

 

 
 

 
 

Oben: Die B 295 bei 
Simmozheim ist eben erst 
generalsaniert worden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unten: So sehen Straßen 
aus nach zu starker 
Belastung durch zu viele 
schwere Fahrzeuge. In 
dieser Art  – nur mit noch 
nicht so altem Belag, 
jedoch bereits in der 
Fahrspurmitte 
auseinanderbrechend – 
präsentierte sich die auch  
B 295 vor der Sanierung.  
 
 
 

 
 
18. Gäbe es weitere Gründe für die Bahnlösung?  
 
Was immer der Kreis Calw mit der Schwarzwaldbahn vorhat: Wenn er sie sanieren will, 
muss er dazu in Calw Süd den Anschluss an die Nagoldbahn wieder herstellen. Denn bis in 
Weil der Stadt die fehlende Planfeststellung für die fehlende Bahnbrücke anläuft, kann die 
bereits planfestgestellte, baureife Brücke in Calw-Heumaden erbaut werden und die 
Sanierung der Strecke ab Calw Richtung Weil der Stadt beginnen. Außerdem bieten die 
Gleisanlagen in Calw Süd Stauraum für Bauzüge und Baumaterial, in Weil der Stadt 
werden sie ständig für die S-Bahn benötigt. Die DB AG hat Einwände gegen eine Zufuhr 
von Materialzügen über Weil der Stadt geäußert.  
 
Eben dieser Anschluss in Calw Süd würde für die Deponiezüge benötigt und eingerichtet. 
Er wäre also auch später für den Ausbau als S-Bahn-Strecke nützlich. So lange keine 
planmäßigen Züge darüber fahren werden, und das ist bei einer S-Bahn und anderen 
Nahverkehrsvorhaben auch auf längere Sicht nicht zu erwarten, da diese in Calw enden 
werden, bekommt der Kreis allerdings für die Gleisverbindung keine Zuschüsse.  
 
Wenn der Deponieverkehr aufgenommen wird, erhält der Betreiber den 50-%-Zuschuss des 
Bundes auch für diese Gleisverbindung. Später kann sie der Kreis übernehmen. Da sie dann 
teilabgeschrieben ist, bekommt er sie billiger.  
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Die DB AG wird in absehbarer Zeit ihre Nagoldtalbahn an ihr elektronisches Stellwerk in 
Freudenstadt anschließen. Die Vorarbeiten laufen. Was jetzt an Anlagen vorhanden ist, 
wird an den Computer im Stellwerk angeschlossen. Wäre die Gleisverbindung Calw Süd 
vorhanden, würde sie kostengünstig en bloc mit den anderen Anlagen im Nagoldtal mit 
berücksichtigt. Kommt man später, wird der Aufwand – praktisch für Steuerkabel von Calw 
nach Freudenstadt, technisch für die Nachprogrammierung des Rechners – wesentlich 
teurer, zumal dann nicht nur die Kosten der DB AG, sondern der Gewinnanteil von 
Privatfirmen (Computertechnik) mitbezahlt werden müssen.  
 

 
Sogar ganz unabhängig vom Deponieverkehr wäre es deshalb sinnvoll, diese 
Gleisverbindung jetzt bei der DB AG zu bestellen, was vom Verein WSB dem Kreis 
gegenüber schon vor Jahren wiederholt angeregt wurde. Weil die DB AG aktuell ihre 
Planungen für das Stellwerk abzuschließen im Begriff ist, wäre eine Bestellung inzwischen 
äußerst dringlich, ohne auf den Ausgang des Verfahrens Deponieverkehr und einen 
möglichen Auftragnehmer zu warten. Deshalb müsste der Kreis diese Verbindung jetzt 
selbst bestellen. Damit wären auch enorme Synergiefunktionen für einen späteren 
Bahnknoten Calw zu Gunsten der Bahnstrecken im Kreisgebiet Calw gewahrt.  
 
Noch etwas könnte der Kreis bei der DB AG "einkaufen": Bei der abschließenden 
Sanierung der Nagoldtalstrecke im Sommer 2010 werden ca. 4 laufende km altbrauchbarer 
Stahlschwellen frei. Diese könnten hervorragend verwendet werden, um die unbrauchbaren 
Holzschwellen Calw Süd – Fuchsklinge zu ersetzen, und würden noch problemlos lange 
halten. Dies kommt ganz wesentlich billiger als der Einkauf altbrauchbarer Betonschwellen 
von anderswo, zumal sogar die Transportkosten entfielen. Stahlschwellen sind ansonsten 
kaum zu haben, da die Schrotthändler darauf warten. Preisgünstiger kommt der Kreis nicht 
mehr an einen Einstieg in irgendeine Art der Herrichtung der Schwarzwaldbahn! Nur 
müsste der Kreis an diesen Schwellen ganz umgehend sein Interesse anmelden.  
 
Selbst falls die Schwellen dann für den Deponieverkehr nicht verwendet würden, ließen 
sich damit sämtliche Bahnhofsgleise von Calw für den Fall der Reaktivierung als S-Bahn 
kostengünstig sanieren, denn für geringes Tempo und Abstellzwecke halten diese 
Schwellen noch Jahrzehnte, dafür braucht es kein substanziell und preislich wesentlich 
aufwändigeres Neubaumaterial.   
 
Sobald die Schwarzwaldbahn bis zur Deponie befahrbar wäre, könnten dort auch 
Sonderzüge für Personenverkehr fahren. Das Stadtpanorama von Calw wäre erschlossen, 
der vorläufige Endpunkt am Restaurant Fuchsklinge wäre originell und würde einen 
Anschluss für Besucher auch ohne Auto herstellen. In Horb steht ab 2011 beim bis dann 

 

Weiche 26 in Calw Süd, die einzige 
verbliebene Gleisverbindung vom 
Nagoldtal zur Schwarzwaldbahn, 
sollte so oder so baldmöglichst 
offiziell aktiviert werden, weil sie die 
erste nötige Baustufe Richtung S-
Bahn darstellen würde. Denn 
ansonsten wird sie im Sommer 2010 
ganz entfernt.  
Jede spätere Wiedereinrichtung mit 
neuem Kabel nach Freudenstadt (60 
km) und neuem Computeranschluss 
kostet sehr viel mehr.   
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dort eröffneten Eisenbahnmuseum ein historischer Triebwagen betriebsfähig zur 
Verfügung, wie er einst auf der Schwarzwaldbahn verkehrte. Das Land könnte über seine 
Nahverkehrsgesellschaft diese Verkehrsleistungen als Kontingent kostengünstig einkaufen. 
Calw hätte eine neue Attraktion, die es besonders zur Landesgartenschau 2012 in Nagold 
ergänzend vermarkten könnte, um nicht abseits zu bleiben.  
 
Dass die erste Fahrt eines Deponiezuges und eines öffentlichen Sonderzuges gleichzeitig 
auch einen gewaltigen symbolischen, öffentlichkeitswirksamen Schritt in Richtung 
Schienennahverkehr/S-Bahn bedeuten würde, liegt auf der Hand.  
 

 
 

Fahrtziel und Haltestelle 
Fuchsklinge, Restaurant mit 
eigener Haltestelle: Das gäbe 
es sonst wohl nirgends, das 
wäre noch eine weitere 
Attraktion für Calw. Von Calw 
würden promillebewusste 
Touristen zur Fuchsklinge 
fahren und Autotouristen von 
dort mit dem Ausflugszug nach 
Calw. Auch dafür wirbt der 
Verein WSB seit 22 Jahren. - 
Foto (1970): Wolf 
Schneider/DGEG 

 
 
IV. A USWIRKUNGEN  
 
 
19. Sind Verkehrsprobleme zu erwarten? 
 
Die Bahnlösung ist vom Zugumlauf her möglich. Calw wird erreicht und kann die Wagen 
aufnehmen. Tagsüber werden Güterzüge zur Deponie fahren. Moderne Loks und 
Güterwagen sind heutigen technischen Anforderungen entsprechend schallgedämmt bzw. 
leise. Es gelten mindestens die Anforderungen wie für Straßenfahrzeuge.   
 
Ein Lkw ist nicht geräuschlos. Ein leerer Sattelzug kann besonders bei schlechtem 
Straßenzustand als lauter empfunden werden als ein voller. 100 oder 200 Lkw-Fahrten pro 
Tag erzeugen mehr Lärm als 1 oder 2 Güterzüge. Die Bahn verläuft überwiegend abseits 
der Bebauung. Die Lkw müssen trotz mancher Ortsumgehungen viele Ortsdurchfahrten 
benutzen. Kommen sie von der Autobahn, sei es aus Stuttgart, Böblingen, Pforzheim oder 
Horb, dann fahren sie durch alle anliegenden Ortschaften, sei es Ostelsheim, die 
Gäugemeinden oder das Nagoldtal. Das betrifft auch die Kurorte Hirsau und Bad 
Liebenzell.  
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Der Anfall von Aushub erfolgt punktuell und schwerpunktmäßig. Er wird nicht auf der 
Baustelle gelagert, sondern muss sofort verschwinden, um teure Arbeitszwischenvorgänge 
einzusparen. Die Lkw fahren also, wann die Ausgangslage es erfordert, und dies bei Bedarf 
an allen Werktagen, ohne zeitliche Eingrenzung. Auch Samstag ist Werktag. Innerhalb der 
Ortschaften gelten Geschwindigkeitsbeschränkungen, z.T. auf 40 km/h.  
 
Beim Landkreis ist man der Ansicht, man könne durch privatrechtliche Vereinbarungen 
regeln, wie und wann die Lkw zu fahren hätten. In der Praxis erscheint dies sehr wenig 
realistisch. Es ist bekannt, dass gerade bei gewerblichen Fuhrunternehmen Zeit gleich Geld 
ist und eine Einflussnahme praktisch ausscheidet. Daran würden auch polizeiliche 
Maßnahmen der Kommunen nichts ändern, etwa wegen überhöhter Geschwindigkeit, denn 
etwaige Ordnungswidrigkeiten spielen preislich letztlich für den Fuhrunternehmer keine 
große Rolle.  
 
Der Betrieb geht vor, und jeder abgekürzte Kilometer, jede ersparte Viertelstunde gibt bei 
diesem Transportvolumen enorme Einsparungen zu Gunsten des Gewinns des 
Unternehmers. Auch werden solche Transporte erfahrungsgemäß durch eine Vielzahl von 
Subunternehmen durchgeführt, gegen die ein Vorgehen praktisch nicht möglich ist (bei der 
Bahnlösung hingegen gibt es klare gesetzliche Vorgaben und eindeutige Ansprechpartner).  
 

 
 
Lkw im Massenverkehr mit geringwertigem Ladegut 
suchen sich den kürzesten und einfachsten Weg, der für 
den Unternehmer am wirtschaftlichsten ist. Die 
Ortsdurchfahrten auch von Calw oder Bad Liebenzell 
können davon de facto nicht ausgenommen werden.  
  

 

 

Kurort Hirsau: An der Einmündung 
rechts im Hintergrund von der 
Fuchsklinge müssten zumindest leere 
Lkw auf die Hauptstraße einbiegen. 
Wenn man nicht die Augen vor der 
Wirklichkeit verschließt, werden auch 
volle Lkw die Ortsdurchfahrt aus 
beiden Richtung zur Einfahrt 
benutzen.  
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Außerdem liegt die Deponiesanierung im öffentlichen Interesse. Die Kommunen, 
insbesondere der Kreis, würden sich mit dem Lkw-Transport in einen Interessenskonflikt 
begeben. Jede Art des Versuchs einer behördlichen Beschränkung der Lkw-Verkehre wäre 
daher wenig erfolgversprechend.  
 
Sollte der Deponiebetreiber etwa an die Stadt Calw mit dem Wunsch herantreten, den 
Welzbergweg für den Lkw-Verkehr zu öffnen, z. B. damit eine Art Kreisverkehr Calw – 
Welzbergweg (Wohngebiet!) – Deponie – Waldstraße – Hirsau – Nagoldtal betrieben 
werden kann, damit die Verkehrsbehinderung durch einmündende Lkw in Hirsau auf der B 
296 vermindert wird, könnte sich die Stadt dem wohl kaum verschließen (demgegenüber 
erscheint das Auftauchen von Güterzugeinheiten auf dem Bahngleis in Calw überschaubar).  
 
 

 
 
Was all dies für die Straßeanlieger an weiteren Belastungen darstellt und für den Ruf der 
anliegenden Gemeinden, ist vorstellbar. In Hirsau entsteht die größte Erddeponie zwischen 
Stuttgart und Nordschwarzwald. Für die Gemeinden bedeutet das unter Umständen auch 
ein Absinken des Wohnwertes, für die Kurorte keinesfalls eine Werbung, jedenfalls aber 
für die Rathäuser mehr Arbeit. Der Straßenzustand erfordert wegen der Belastung durch 
noch mehr Lkw weitere frühzeitige Nacharbeiten. Dass Lkw, die besonders bei feuchtem 
Wetter von einer Deponie kommen, nicht zur Sauberhaltung der Straßen beitragen, ist 
bekannt.  
 
Die Waldstraße im jetzigen Zustand für regelmäßige oftmalige Lkw-Fahrten freizugeben 
wäre höchst bedenklich. Schon heute kommt es an den Kuppen und Engstellen zu 

 
 

 

Oben: Auch Ortsdurchfahrten der 
Umgebung, wie in Dätzingen, lassen 
sich von Belastungen durch weitere 
Lkw nicht ausschließen.  
 
Unten: Der steile Anstieg der 
Kreisstraße Hirsau – Neuhengstett – 
B 295 ist für leere Lkw kein Problem, 
aber die Anwohner werden sich über 
zusätzliche Fahrten schwerer 
Fahrzeuge auf der Steigung nicht 
freuen.  
 
Im Berufsverkehr ist der Weg von der 
Hochfläche aus Richtung Norden 
(Enzkreis) für beladene Lkw sicherlich 
einfacher in der Talwärtsrichtung 
nach Hirsau hinunter als über die 
belastete B 295.   
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kritischen Situationen, besonders wenn die vorgeschriebenen max. 40 km/h nicht 
eingehalten werden.  
 
Würde die öffentliche Widmung der Waldstraße auf bestimmte Tageszeiten beschränkt, 
könnte dennoch nicht garantiert werden, dass sich Lkw-Fahrer daran halten. Die 
Baustellentermine gehen vor. Was es bedeutet, wenn der Lkw-Fahrer aus seiner Sicht eine 
"Einbahnstraße" befährt, aber andere befahren sie zur gleichen Zeit erlaubterweise im 
Gegenverkehr, kann man sich denken.  
 
 

 
Für Baustellen-Lkw ist das Befahren auch einer sehr schlechten Straße kein Problem, dafür 
sind sie gebaut. Der Deponiebetreiber und privatrechtlich Verantwortungspflichtige für die 
Waldstraße hätte also kein Interesse, diese für den regulären Verkehr befahrbar zu halten 
und dafür zu investieren.  
 
De facto wäre die Straße im oberen Teil also bald auch für den übrigen Verkehr – und sei 
es zu "erlaubten" Zeiten – kaum mehr nutzbar. Umgekehrt könnte wohl kaum jemand, der 
die Straße nutzen will, davon abgehalten werden. Schranken wären tagsüber nicht 
zweckmäßig und ansonsten nutzlos. Letztlich bliebe nur die ständige Vollsperrung für alle 
Fahrzeuge außer den Deponie-Lkw (und den Forstbetrieb).  
 
Auf der Hirsauer Seite der Waldstraße bliebe diese wegen des Restaurants Fuchsklinge 
weiter allgemein in Betrieb. Kritische Situationen an der Kuppe und den Engstellen wären 
absehbar. Da es in der Praxis nicht möglich und nicht jahrelang ständig kontrollierbar ist, 
einen bestimmten Weg vorzuschreiben und einzuhalten, würde das auch bedeuten, dass 
beladene Lkw, die den Aushub von Baustellen westlich, nordwestlich oder südwestlich von 
Calw abholen, den Weg über's Nagoldtal nehmen.  

 
 

 

An unübersichtlichen Stellen mangelt 
es der Waldstraße nicht. Auf dem 
oberen Abschnitt (Foto an der 
Markungsgrenze) mag der Lkw-
Verkehr tagsüber "unter sich" bleiben. 
Was wäre, wenn verspätete Lkw die 
Straße dann, wenn sie abends wieder 
allgemein freigegeben wäre, in 
Einbahnrichtung für sich 
beanspruchen? Ein beladener Lkw 
fährt nicht unverrichteter Dinge auf 
die Baustelle zurück.  
 
Unten: Die untere Waldstraße muss 
bis zum Waldrestaurant Fuchsklinge 
öffentlich gewidmet bleiben. Eine 
Verbreiterung ist zwischen 
Bahnstrecke und Felswand kaum 
möglich. Im Pkw-Verkehr mag es 
bisher an der Kuppe zu kritischen 
Situationen kommen, aber Pkw 
bremsen rasch und sind schmal. Wie 
reagiert ein Autofahrer, wenn ein Lkw 
über die Kuppe kommt? (dies ist in 
beiden Richtungen gleich ungünstig).  
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Dies ging dann durch Hirsau und die steile Rampe der Waldstraße zur Deponie hinauf, mit 
voller Motorleistung und Geräuschentwicklung. Es wäre unrealistisch, anzunehmen, solche 
Fahrten führten zuerst den ganzen "Berg" hinauf über Neuhengstett oder Calw-Heumaden 
und dann wieder hinunter. Damit käme es auch zu Begegnungsverkehr zwischen Lkw und 
Lkw auf der unteren Waldstraße.  
 
Da die Erhaltung der unteren Waldstraße auch dem Deponiebetreiber aufzuerlegen wäre, 
dies aber für seine Zwecke nicht nötig ist, wäre Zwist mit der Öffentlichkeit und der Stadt 
Calw absehbar. Doch weil die Deponiesanierung wieder durch die Stadt Calw als Deponie-
Miteigentümer veranlasst ist, hätte die Stadt auch hier kaum eine Handhabe. Als letztes 
Mittel bliebe dann, die Straße doch wieder auf Gemeindekosten herzurichten.  
 
Damit würden endgültig die Gewinne der Deponiesanierung privatisiert, die Kosten 
sozialisiert, obwohl doch die Straßenkosten Sache des Deponiebetreibers wären und die 
Bahninfra wesentlich billiger käme. Natürlich könnte die Stadt den Deponiebetreiber zum 
Straßenunterhalt verpflichten – Papier ist geduldig und die Ansichten über "guten" oder 
"schlechten" Straßenzustand sehr dehnbar.  
 

 
 
20. Wer wird noch belastet? 
 
Belastet würden die Etats der Kommunen dergestalt, dass sie aus ihren Mitteln zusätzlichen 
Straßenunterhalt leisten müssen, in Einzelfällen wohl auch Lärmschutzwände bauen 
müssen und dergleichen, um Anwohner zu befriedigen. Da die Deponiesanierung öffentlich 
veranlasst ist und die Stadt Calw indirekt daran beteiligt ist, könnten die Kommunen dem 
Deponiesanierer keine weiteren Auflagen machen und müssten selbst in den Beutel greifen. 
Beim Bahnbetrieb wäre alles dies nicht der Fall.  
 
Da die Deponie wegen der erheblichen Beteiligung der Bundesfirma DB AG in erster Linie 
eine Bundesangelegenheit ist, würde hier eine schleichende Umverteilung von Lasten des 
Bundes auf die Kommunen vor sich gehen. Es ist ganz genau das, was die Kommunen 
immer beklagen und zu vermeiden suchen.  
 

 

In Althengstett ist es für den Aushub-Lkw-
Verkehr wesentlich zeitsparender und 
damit wirtschaftlicher,  durch das 
Industriegebiet parallel zur Bundesstraße 
zu fahren als auf dieser, weil sie durch 
den Kreisverkehr am Nordende rasch auf 
die Bundesstraße einfädeln können, am 
oberen Ende der Waldstraße jedoch nicht.  
 
Für die Nutzer des Industriegebietes 
kommen diese zusätzlichen Lkw-Fahrten 
vermutlich nicht gelegen.  
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Waldrestaurant Fuchsklinge, mit den neuen Pächterinnen endlich glücklich wieder eine gute 
Adresse und ein beliebtes Ausflugsziel: Künftig ein Kollateralschaden des Deponiebetriebs?  
 
Am direktesten betroffen wäre u.a. das Waldrestaurant Fuchsklinge. Dass auf dem 
Welzbergweg zeitweise zur Bachverlegung einige Lkw-Fahrten vorübergehend nötig sind, 
steht außer Frage. Die Sperrung der oberen Waldstraße wäre ein Kapitel für sich. Die 
Situation auf der unteren Waldstraße, mit zeitweise starkem Lkw-Verkehr und 
Auswirkungen auf den Straßenzustand und Begegnungen an der Kuppe zwischen Lkw und 
Pkw, wäre keine gute Werbung. Auf einer Deponiestraße, vielleicht bekannt durch 
ungünstigen Zustand und verschmutzte Fahrbahn, besucht niemand gerne ein Restaurant.  
 
Auf der Schiene entfielen diese Belastungen, und die Fuchsklinge wäre Ziel von  
Touristikzügen. 
 
 
V. POLITISCHER PROZESS 
 
 
21. Wie verhalten sich die Beteiligten? 
 
Das Problem der Deponie ist seit vielen Jahren bekannt. Die DB AG weigert sich seit 
Jahren, einer Bahnlösung näherzutreten. Sie musste seinerzeit erst durch einen inzwischen 
nicht mehr dort tätigen Mitarbeiter der Stadt Calw erfahren, dass die alte Bahndeponie an 
einer Bahnstrecke liegt (!) und demzufolge auch Züge fahren könnten. Nach Einschätzung 
von Beobachtern hat die DB AG bisher ausschließlich Argumente zu Gunsten des Lkw 
angeführt.  
 
Gegen die Bahnlösung trug die DB AG zwei Hauptgründe vor: Der Bahntransport über das 
Nagoldtal oder über Weil der Stadt sei nicht möglich, und es gebe nicht genügend Erdreich, 
das wirtschaftlich zunächst ab Baustelle auf die Bahn umgeschlagen werden könne.  
 
Die erste Behauptung konnte vom Verein WSB widerlegt werden, mit Unterstützung aus 
der Bahnbranche. Selbstverständlich ist die Anfuhr über das Nagoldtal möglich, zu den 
genannten Zeiten außerhalb des dichten Taktverkehrs. Und Erdreich, das in Massen 
rechtlich vorgeschrieben auf die Bahn umgeschlagen werden muss, steht in nächster Nähe – 
beim Projekt Stuttgart 21 – zur Verfügung. Auch dies schien dem DB-
Sanierungsmanagement nicht bekannt zu sein.  
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Bei dieser Sachlage sind Gedanken erlaubt, wie realistisch weitere Angaben der DB-San – 
etwa zu den Transportkosten oder den Kosten für die Straßeninfra – sind. Dazu sollten eben 
auch einmal von anderer Seite Angaben gemacht werden. Das DB-Sanierungsmanagement 
hat auf Anfrage des Vereins WSB und eine Einladung zu einem Vor-Ort-Gespräch erklärt: 
"Bitte haben Sie dafür Verständnis, dass in der jetzigen Abstimmungs- und 
Planungsphase ein solcher Termin verfrüht wäre. Wir nehmen Ihre Hinweise und 
Anregungen aber gerne in unsere weiteren Überlegungen auf." (Auskunft vom 25.03.2010). 
Was aber sollen grundsätzliche Gespräche über den Bahntransport erst dann, wenn die 
Phase der Abstimmung und Planung vorüber ist?  
 
Beim Kreis Calw meint man, den Lkw-Verkehr durch privatrechtliche Vereinbarungen auf 
geordneten Wegen halten zu können. Was die Nutzung der Bahnstrecke angeht, betont der 
Kreis, dies könne in einer Ausschreibung über die Sanierung der Deponie nicht 
vorgeschrieben werden.  
 
Wenn dem so ist, dann müssten aber die Interessenten bereits bei der Ausschreibung darauf 
aufmerksam gemacht werden, dass für den Lkw-Verkehr nur bestimmte Straßen benutzt 
werden dürfen (was eine erhebliche Einschränkung der unternehmerischen Möglichkeiten 
darstellt und für die Transportkalkulation von ganz entscheidender Bedeutung ist) und dass 
der Auftragnehmer die Infrazuständigkeit für die Straße für bestimmte Zeit zu übernehmen 
hat.  
 
Wenn dies alles so geregelt werden kann, dann lässt sich von vorneherein auch zum 
Maßstab machten, dass zur Verhinderung volkswirtschaftlicher Schäden der Bahntransport 
nahegelegt wird und dass der Gewinner der Ausschreibung anschließend einen 
Privatvertrag darüber unterzeichnen muss, so wie es der Kreis ja auch in Sachen 
Straßenbenutzung genauso vorsieht.  
 
Wenn das Hinwirken in Richtung Bahntransport nicht möglich ist – wie der Kreis darlegt -, 
dann sollte ausgesprochen werden, dass demzufolge auch in Sachen Lkw-Verkehr keine 
wirksame Beschränkung auferlegt werden kann.  
 
Der Gemeinderat von Calw und die Verwaltung haben bei der Präsentation des Themas 
durch die DB AG die Behauptungen hingenommen, der Bahntransport sei nicht möglich 
und es mangle an Erdreich im Bahneinzugsgebiet, ohne dies zu hinterfragen. Das selbe gilt 
für die Konsequenzen, die der Lkw-Transport hätte.  
 
Der Gemeinderat von Stuttgart hat seinerzeit beschlossen, dass der Erdaushub, der im 
Talkessel wegen des Projektes Stuttgart 21 anfällt, auf der Schiene die Stadt verlassen 
muss. Niemand hindert die direkt betroffenen Kommunalgremien von Calw und 
Althengstett, grundsätzlich ebenso zu verfahren.  
 
Der Bürgermeister von Althengstett hat im Rahmen der Behandlung des Themas durch 
seinen Gemeinderat das Gesamtthema öffentlich gemacht und seine Amtskollegen sowie 
die Landtagsabgeordneten auf die Problematik aufmerksam gemacht.  
 
Der Verein WSB hat den Calwer Bundestagsabgeordneten und die Stuttgarter 
Umweltministerin auf den Fall hingewiesen und die Lösungsmöglichkeit aufgezeigt (siehe 
Punkt 22).  
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22. Gibt es Wege aus dem Dilemma? 
 
Das Haupthindernis ist der Widerwille der DB AG, für den Bahntransport aufgeschlossen 
zu sein. Beim Tunnelbau für Stuttgart 21 fällt unbelasteter Aushub in vollauf genügender 
Menge an. Die DB AG ist so oder so verpflichtet, diesen Aushub dort auf die Schiene zu 
verladen. Ein wesentlicher Teil der Fix- und Vorlaufkosten ist somit bereits unabhängig 
von dem Fall Hirsau aufgebracht. Auch muss der weitere Bahntransport bereits in der 
Preiskalkulation für S 21 enthalten sein, sonst wäre dieser wichtige Punkt bisher 
unbeachtet.  
 
Bisher geht man von einem Transport zu ehemaligen Braunkohlegruben in Sachsen-Anhalt 
aus. In Hirsau ist jedoch das wesentlich höherwertige Rechtsgut zu berücksichtigen, dass 
die Allgemeinheit vor den Folgen einer etwa abrutschenden Deponie geschützt werden 
muss. Die Kosten für einen Transport nach Hirsau sind auf jeden Fall wesentlich geringer 
als nach Mitteldeutschland. Somit könnte die DB AG bei S 21 Kosten sparen.  
 
Die DB AG betont – und Stimmen aus der Tiefbaubranche bestätigen es aktuell – dass die 
Auftragnehmer für den Abtransport des Aushubs bei S 21 frei entscheiden können, auf 
welche Deponie sie den Aushub bringen. Anders lautende Pressemeldungen, das Volumen 
sei bereits verteilt, treffen demzufolge nicht zu.  
 
Die DB AG betont weiter, Preisangaben zum Abtransport könne sie nicht machen, da die 
Kalkulation einzig Sache der Bewerber aufgrund Ausschreibung sei. Tendenziell ist der 
Bahntransport in solchen Fällen erst ab größeren Entfernungen preislich konkurrenzfähig, 
als dies im Fall zwischen Stuttgart und Hirsau ist. Aber hier herrscht eine besondere Lage:  
 
Also: Die DB und die Stadt Calw haben ein Deponieproblem. Es hängt am Bahntransport. 
Der Lkw-Transport aus der Umgebung belastet die Kommunen zu stark. Der Lkw-
Transport aus Stuttgart ist rechtlich nicht möglich. Der Lkw-Transport aus der Region 
Stuttgart oder ab der Autobahn belastet die Kommunen im Einzugsbereich bis Calw. Das 
DB-Sanierungsmanagement scheut hohe Transportkosten, was verständlich ist.  
 
Beim Projekt Stuttgart 21 fällt auf jeden Fall ausreichend Aushub auf der Schiene an. Wenn 
dieser auf der Schiene nach Hirsau rollt, verdient z.B. die DB AG etliches an 
Nutzungsentgelten für ihre Bahnstrecken bis Calw (90 Bahnkilometer). Dies hat das DB-
Sanierungsmanagement nicht eingerechnet, da es sich um eine "andere Firma in der Firma" 
handelt.  
 
Niemand verpflichtet aber die DB AG in jedem Fall, alle Gewerke auszuschreiben. Wenn 
etwa der Abtransport eines Teils des Aushubs aus innerbetrieblichen Gründen des DB-
Konzerns – die liegen hier vor – vorab aus der Gesamtmasse entnommen werden und per 
Schiene nach Hirsau gebracht werden muss, dann lässt sich für etwaige Auftragnehmer  bei 
der kurzen Entfernung bis Hirsau und den relativ hohen Kosten nicht genügend oder gar 
nichts verdienen. Wenn aber von vorne herein klar ist, dass sich kein Interessent finden 
lassen wird, dass muss die DB dies nicht ausschreiben, sondern kann den Transport dieser 
Menge nach Hirsau gezielt vergeben und den Transportweg vorschreiben. Damit wären alle 
Bedenken in Sachen Ausschreibung gegenstandslos.  
 
Im übrigen wird in der Schweiz in solchen Fällen der Bahntransport von der öffentlichen 
Verwaltung verfügt, da das öffentliche Interesse höherwertig ist. Warum kann das die 
deutsche Verwaltung nicht?  
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Der entscheidende Vorteil: Wenn dies durch die Projektleitung von Stuttgart 21 erfolgt, die 
eben heute schon ein Mindestmaß an Transportkosten für Bahntransporte einkalkuliert 
haben muss, dann spielen diese Transportkosten für das DB-Sanierungsmanagement in 
Karlsruhe keine Rolle mehr. Auf jeden Fall ist der Transport nach Hirsau billiger als über 
Entfernungen von 300 und mehr km, mit denen bisher in Sachen Stuttgart 21 von der 
Größenordnung her kalkuliert wird.  
 
Wenn der Bahntransport schon nach Hirsau so teuer sein soll, wie DB-San angibt, dann 
muss das Projekt S 21 gewaltig Geld sparen, wenn ein Teil der Züge nicht den weiten Weg 
nach Mitteldeutschland antritt, sondern innerhalb eines Tages wieder zur Beladung in 
Stuttgart bereitsteht, denn das spart auch teures Fahrzeugmaterial, gleich ob von der DB 
AG oder privaten Bahnlogistikfirmen.  
 
Es ist sowieso fraglich, weshalb DB-San die Transportkosten als fixe Summe darstellt, wo 
es doch Sache der Bewerber ist, den Transport zu kalkulieren. Warum hält die DB-San ihre 
eigenen Preisangaben hoch wie eine Monstranz? Wie würde sie reagieren, wenn sie ein 
privates Angebot vorliegen hätte und Stuttgart 21 auf dieser buchstäblich nahe liegenden 
Lösung bestünde?  
 
 
23. ... und ein neues Problem zur Lösung 
 
Der Kreis Calw hat sich vergeblich bemüht, jemand bei der DB AG zu finden, der diesen 
gordischen Knoten zerschlagen und die Verantwortlichen innerhalb der DB AG an einen 
Tisch setzen könnte. Vertretungen auf Landesebene gibt es fast nicht mehr, im Zweifel ist 
immer "Berlin" zuständig oder vielmehr unzuständig.  
 
Ein Bundestagsabgeordneter wollte sich auf Betreiben des Vereins WSB an Dr.Grube 
wenden. Ein Landtagsabgeordneter hat den Bevollmächtigen der DB AG für Baden-
Württemberg eingeschaltet. Ein Ergebnis ist bisher nicht bekannt.  
 
Im Kreis Calw, nicht weit von der Schwarzwaldbahn entfernt, wohnt ein prominenter 
Vertreter der DB AG: ihr Vorstandsvorsitzender Dr. Rüdiger Grube. Die DB AG ist es 
auch, die einen S-Bahn-Verkehr nach Calw betreiben würde, da sich für keinen privaten 
Anbieter die entsprechende Investition lohnt. Die DB AG sollte also verdoppeltes Interesse 
haben, die Sachlage Richtung Schiene zu orientieren.  
 
 
24. Gibt es politische Gewinner oder Verlierer? 
 
Wenn es den Beteiligten gelingt, die Bahnlösung zu erreichen, so gibt es praktisch nur 
Gewinner:  
 
- Stuttgart 21 wird billiger: Welcher Politiker darf diese Nachricht überbringen? 
 

- Die Deponie Hirsau wird umwelt-, energie- und klimaschonend saniert 
 

- Der Kreis Calw und die Kommunen können sich eines wichtigen strategischen Schrittes 
  in Richtung reaktivierte Schwarzwaldbahn rühmen 
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- Umweltministerin und Landrat können den (Deponie-) Eröffnungszug und den ersten  
   Touristikzug zur Fuchsklinge öffentlich begrüßen 
 

- Der Kreis Calw hat einige Kosten für Gleisverbindung, Freimachen des Bahnplanums,  
   Entsorgung alter Schwellen etc. vorab erledigt und noch Geld gespart 
 

- Die über die Nagoldbahn anrollenden Deponiezüge stärken durch ihren Verkehr und ihre  
   Infra-Entgelte die Existenz der für den Kreis wichtigen Nagoldbahn, das gilt nicht zuletzt  
   für den oft diskutierten Südabschnitt Nagold – Hochdorf 
 
- Die DB AG hätte ein vielfaches Junktim erfolgreich angewendet 
 
Wenn die Entscheidung Richtung Lkw-Transport geht, dann fördert die öffentliche Hand, 
ohne es zu wollen:  
 
- eine wesentlich aufwändigere, unwirtschaftliche Transportart, deren Nachteile seit  
   Jahrzehnten bekannt sind 
 

- die (Vor-) Urteile der Enttäuschten, die Reden zu Gunsten der Schiene hören und in der  
   Praxis das Gegenteil erfahren  
 

- die weitere Belastung vieler Kommunen und Anlieger, besonders der ohnehin schon stark  
   gebeutelten Kurorte und der historischen Altstadt von Calw (entlang der Nagold) 
 

- den Export des Feinstaubproblems von der Region Stuttgart in die Region 
Nordschwarzwald 
 

- die Umverteilung weiterer Lasten vom Bund auf die Kommunen 
 

- den Einsatz einer Technik, die zwanzig- oder mehr Mehraufwand an Personal erfordert, 
  was z.T. wohl nur durch Lohndumping erklärt werden kann 
 

- eine große entgangene Chance für die Schwarzwaldbahn 
 

- den erheblichen Eingriff in das Naturgebiet Tälesbachtal außerhalb des Deponiebereichs 
 

- die wirtschaftliche Bedrohung eines endlich wieder auf die Füße gekommenen beliebten  
   Ausflugszieles (Fuchsklinge) 
 

- die Abhängigkeit von Privatunternehmern, die ein Monopol bekommen werden.  
 
 
Dies gilt vor folgendem Hintergrund:  
 
- Die Region Stuttgart befürwortet den weiteren S-Bahn-Ausbau. Die betreffenden 
Kommunen betonen aber ausdrücklich, dass vor dem Fall Calw erst die sehr neuen jungen 
Vorhaben Neuhausen/Filder, Geislingen/Steige usw. verwirklicht werden sollen. Das wird 
viele Jahre dauern.  
 

- Eine erfahrene Stimme aus der beruflichen Bahnfachszene Baden-Württembergs brachte 
den Fall Calw kürzlich auf den Punkt: "Wenn  es dort nicht gelingt, diese Deponiezüge 
fahren zu lassen, dann wird es mit der S-Bahn auch schwierig."  
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- Da sich der Auftragnehmer für die Deponiesanierung den Bau der teuren Brücke über die 
Schwarzwaldbahn tunlichst sparen werden will, wird er kein Interesse haben, dass das 
Projekt S-Bahn aufs Gleis kommt, so lange die Sanierung stattfindet, und er dann die 
Brücke bauen und zahlen muss.  
 
Dass der Kreis die Brücke zahlt, darf nicht sein, denn dann werden wieder private 
Ausgaben eingespart und dafür muss der Steuerzahler bluten. Wer aber kein Interesse an 
etwas hat, kann sich entsprechend in den politischen Prozess einbringen. Ein Auftrag über 2 
Mio. Tonnen eröffnet in dieser Richtung erhebliche Möglichkeiten. Der Kreis bringt sich 
damit in politische Abhängigkeit.  
 
- Umweltministerin Gönner wird in Bälde den Güterzugverkehr zum Zementwerk 
Dotternhausen bei Balingen eröffnen. Durch ein Sonderprogramm des Landes zur 
Förderung von Güterstrecken und die auch für Calw erhältlichen EBA-Zuschüsse für das 
Zementwerk ist es dort gelungen, eine neue Verladeanlage zu bauen. Dort wird zukünftig 
Massengut auf der Schiene wieder an- und abtransportiert.   
 
- Der Verein WSB hat die Machbarkeit des Bahntransports nachgewiesen, durch externe 
Fachleute eigene Angaben und Zahlen zu den Kosten der Gleisherrichtung und zur 
technischen und rechtlichen Gestaltung des möglichen Bahnbetrieb zusammengetragen und 
den Kommunen zur Verfügung gestellt. Nach Ansicht von Beobachtern hat er damit "in ein 
Wespennest gestochen". Wegen des Lkw-Transportes seien sich die meisten Beteiligten 
bisher nicht annähernd im Klaren, was auf die Gegend zukomme. Die Deponie sei weniger 
eine geologische als vor allem eine politische Zeitbombe.  
 
 
25. Was kann die Politik tun? 
 
- Dem Kreis Calw Rückendeckung verschaffen bei seinem Ziel, Verkehr auf die Schiene 
und die Schwarzwaldbahn auf's Gleis zu bekommen. 
 
- Ganz umgehend die alte Deponie Fuchsklinge wieder als Deponiestandort ausweisen, 
unabhängig von der Transportfrage und mit einer Planung, die alle Transportmöglichkeiten 
offenhält. Denn im Sommer 2010 findet die Ausschreibung der Aushubtransporte für 
Stuttgart 21 statt. Eine Deponie, die bis dahin rechtlich nicht als solche ausgewiesen ist, 
kann der Bewerber nicht in sein Angebot aufnehmen. Er muss es aber können, er muss den 
Aushub ja abnehmen, wenn er den Auftrag bekommt.  
 
- Sich beim Planen des weiteren Vorgehens und der Deponieausschreibung nicht nur von 
der DB AG "beraten" lassen. - Mit der DB AG das Gespräch suchen, dass Teile des 
Aushubvolumens von S 21 aus der Ausschreibung genommen und für Hirsau verplant 
werden. 
 
- Auf allen Ebenen die politischen Vertreter und besonders die der DB AG dafür 
sensibilisieren, dass hier nur eine politische Lösung helfen kann und dringendst nötig ist.  
 
 
_________________________________________________________________________ 
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24.4.2010 WSB/H.-J. Knupfer in Abstimmung mit H.-U. Bay 
 
 
 
Anmerkung: Diese Schrift erhebt nicht den Anspruch auf völlieg dokumentarische Richtigkeit. Sie 
möchte die umfangreiche Problematik aufzeigen, damit erkennbar wird, dass Entscheidungen nur 
nach grundlegender Erörterung durch alle betreffenden Gremien und einer Gewichtung der 
Eigenschaften möglich sind.  
 
Die Bürgerinitiative Verein WSB kommt damit ihrer Aufgabe nach, die Öffentlichkeit in geeigneter 
Weise über ein Thema zu informieren, das letztlich überregionale Bedeutung hat und daher nicht 
alleine der internen Verwaltungsarbeit überlassen werden kann.  
 
Der Respekt des Vereins gilt den öffentlichen Verwaltungen und ihren engagierten, seit Jahren 
persönlich bekannten Mitarbeitern, die hier eine Herkulesaufgabe anzupacken haben, die sich 
niemand ausgesucht hat.  

Straßen sind für den 
schweren Massenverkehr 
über lange Zeiträume und 
stets gleiche Strecken  
technisch, 
energiewirtschaftlich  und 
volkswirtschaftlich nicht 
geeignet. 

 


